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Abstract
Currently, numerous privately-owned enterprises are being nationalized in Russia. 
Instead of conducting formal expropriation, the state argues the illegality of the 
current ownership structures and files lawsuits to achieve the transfer of company 
shares into state ownership. Predominantly, claims based on the Civil Code are raised. 
For example, the state can demand the reversal of long-past privatisations, request a 
confiscatory reversal of contracts that violate statutory regulations on investments in 
so-called strategic enterprises in accordance with Article 169 of the RF Civil Code, 
or invoke Article 235 Paragraph 2 Subparagraph 8 of the RF Civil Code, which 
allows for the confiscation of assets in the event of a violation of anti-corruption 
regulations. The courts generally uphold these claims and, to the detriment of the 
defendants, deviate from the usual practice regarding the statute of limitations, bona 
fide acquisition, and acquisitive prescription, as well as the prohibition on retroactive 
application of laws. However, these legal concepts have not only been shaped by legal 
practice but also have a constitutional dimension that is mainly ignored by the courts. 
Nevertheless, the formal legality of the procedure could, for example, make it more 
difficult in an investment protection dispute to prove that such transfers of company 
shares into state ownership constitute an expropriation.
Keywords: Russia, privatisation, reversal of privatisation, acquisition in good faith, 
expropriation, confiscation.

Abstract Deutsch
Derzeit werden in Russland zahlreiche private Unternehmen verstaatlicht. Anstatt 
eine formale Enteignung durchzuführen, beruft sich der Staat auf die Illegalität der 
aktuellen Eigentumsverhältnisse und reicht Klagen ein, um die Übertragung von Un-
ternehmensanteilen in staatliches Eigentum zu erreichen. Überwiegend werden dabei 
Ansprüche aus dem Zivilgesetzbuch erhoben. So kann der Staat die Rückabwicklung 
lang zurückliegender Privatisierungen fordern, eine konfiskatorische Rückabwicklung 
gemäß Artikel 169 ZGB RF von Verträgen verlangen, die die gesetzlichen Regelun-
gen von Investitionen in sogenannte strategische Unternehmen verletzen, oder den 
Übertragungsanspruch auf Artikel 235 Absatz 2 Unterabsatz 8 ZGB RF stützen, 
der den Entzug von Vermögenswerten im Falle einer Verletzung von Korruptionsvor-
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schriften ermöglicht. Die Gerichte geben diesen Klagen meist statt und weichen dabei 
zulasten der Beklagten von der üblichen Praxis in Bezug auf die Einrede der Verjäh-
rung, den gutgläubigen Erwerb und die Ersitzung sowie das Verbot der Rückwirkung 
von Gesetzen ab. Indes wurden diese Rechtsinstitute nicht nur durch die Rechtspraxis 
geformt, sondern besitzen eine verfassungsrechtliche Dimension, die von den Gerich-
ten weitestgehend ignoriert wird. Dennoch könnte die formelle Legalität des Verfah-
rens beispielsweise in einem Investitionsschutzstreit den Nachweis erschweren, dass 
es sich bei solchen Übertragungen von Unternehmensanteilen in staatliches Eigentum 
um eine Enteignung handelt.
Keywords Deutsch: Russland, Privatisierung, Rückgängigmachung der Privatisie-
rung, gutgläubiger Erwerb, Verstaatlichung, Konfiskation.

Einleitung

Seit dem Beginn des Ukraine-Kriegs werden in Russland zunehmend private Unter-
nehmen verstaatlicht. Allein in den ersten beiden Kriegsjahren ging bei den russi-
schen Gerichten die Rekordzahl von 40 Klagen ein, in denen die Übertragung von 
mehr als 180 Privatunternehmen an den Staat verlangt wurde.1 Die Gesamtaktiva die-
ser Unternehmen beliefen sich auf etwa 1,04 Billionen Rubel (etwa 0,6 % des russi-
schen BIP).2 Zum August 2024 wurden bereits über 80 solcher Verfahren gezählt.3 

Dabei drängt sich die Vermutung auf, dass die geschilderten Reprivatisierungsvorgän-
ge nicht zu einer dauerhaften Verstaatlichung, sondern vielmehr zu einer Umvertei-
lung der Vermögenswerte führen sollen. Denn parallel zu geschilderten Verstaatli-
chungen wird eine enorme Steigerung der staatlichen Einnahmen aus den Privatisie-
rungsvorgängen verzeichnet, die weit über dem Eingeplanten liegt.4

Dabei führt der russische Staat keinesfalls eine formelle Enteignung durch, son-
dern beruft sich vielmehr auf die Illegalität der bestehenden Eigentumsverhältnisse 
und verlangt die (Rück-)Übertragung der jeweiligen Vermögensobjekte in das Staats-

I.

1 https://www.dw.com/ru/v-sudah-rf-rassmatrivaut-iski-o-nacionalizacii-180-kompanij/a-684
48047 (zuletzt abgerufen am 13.2.2025).

2 https://novayagazeta.eu/articles/2024/03/05/iziato-dlia-svoikh (zuletzt abgerufen am 
13.2.2025).

3 https://www.forbes.ru/biznes/518787-s-2022-goda-v-rossii-proveli-84-dela-po-nacionalizac
ii-castnyh-kompanij?ysclid=lzr4qy3qme6750467 (zuletzt abgerufen am 13.2.2025).

4 Information der TASS vom 4.7.2024: https://tass.ru/ekonomika/21270019 („Die Einnahmen 
aus der Privatisierung des russischen föderalen Haushalts beliefen sich im ersten Halbjahr 
2024 auf 11 Milliarden Rubel. Dies berichtete die Zeitung Izvestija unter Berufung auf 
die Föderale Immobilienverwaltungsagentur. Wie Izvestija feststellt, war dieser Betrag 
zehnmal höher als die ursprüngliche Prognose für solche Einnahmen: Nach dem im Jahr 
2023 verabschiedeten Dreijahreshaushalt wurden die Einnahmen Ende 2024 in Höhe von 
1,2 Milliarden Rubel erwartet.“); Bericht des Internetportals Kommersant vom 25.12.2023: 
https://www.kommersant.ru/doc/6425813 („Der föderale Haushalt erhielt im Jahr 2023 aus 
der Privatisierung 28,9 Milliarden Rubel, berichtete die Föderale Immobilienverwaltungs-
agentur der Izvestija. (…) Die russischen Behörden planten, durch die Privatisierung 1,8 
Milliarden Rubel zu verdienen. Damit wurde der Plan 16 Mal übertroffen.“). Beides zuletzt 
abgerufen am 13.2.2025. Siehe auch den Bericht in Novaja Gazeta vom 5.03.2024: https://n
ovayagazeta.eu/articles/2024/03/05/iziato-dlia-svoikh (zuletzt abgerufen am 13.2.2025).
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eigentum in einem gerichtlichen Verfahren. Meist stützt der Staat seine Forderung auf 
zivilrechtliche Ansprüche. In einigen Fällen kann aber auch eine strafrechtliche Kon-
fiskation zum Einsatz kommen. In den meisten Fällen geben die Gerichte der Klage 
statt. Dabei werden die Einwendungen und Einreden des Beklagten für unanwendbar 
erklärt oder jedenfalls stark verkürzt. Dies betrifft vor allem die Einrede der Verjäh-
rung, den gutgläubigen Erwerb und die Ersitzung, zum Teil aber auch das Verbot der 
Rückwirkung von belastenden Gesetzen.

Die Durchführung von Gerichtsverfahren wahrt die formelle Rechtmäßigkeit der 
Vorgänge. Dadurch wird im Einzelfall der Nachweis erschwert, dass es sich um 
eine politisch motivierte Enteignung handelt, der etwa in einem Investitionsschutzver-
fahren notwendig werden könnte.5 Hierfür müsste sodann zusätzlich nachgewiesen 
werden, dass die Grenzen der legitimen Ausübung hoheitlicher Gewalt überschritten 
wurden,6 mithin, dass das Gericht den ihm zustehenden Spielraum für die Auslegung 
und Anwendung der Gesetze zugunsten eines politisch erwünschten Ergebnisses ver-
lassen hat.

Der vorliegende Aufsatz bietet eine erste Orientierungshilfe für solche Fälle, 
indem es die Anspruchsgrundlagen und die Argumentation der russischen Gerichte 
aufzeigt und in den Kontext des russischen Zivilrechts und insbesondere seiner ver-
fassungsrechtlichen Dimension stellt.

Rückabwicklung der in den 90ern erfolgten Privatisierungen

Prozessuales Vorgehen

Die wohl bedeutendste Fallgruppe beinhaltet Klagen auf die Rückabwicklung einer in 
den 90ern erfolgten Privatisierung. Zum Teil werden die Ansprüche auch gegenüber 
späteren (gutgläubigen) Erwerbern von den Aktienpaketen betroffener Unternehmen 
geltend gemacht. 7

II.

1.

5 Da auch die ausländischen Investoren von den Vorgängen betroffen sind, könnte ein 
solcher Nachweis in einem Investitionsschutzverfahren in der Praxis relevant werden. Siehe 
z.B. die Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Povolžskij Bezirks vom 20.2.2024 Nr. 
F06-13152/23 in der Sache Nr. A12-18383/2023. Bei dem fraglichen Objekt handelte es 
sich um ein sog. strategisches Unternehmen, so dass die ausländische (in diesem Fall 
zypriotische) Staatsangehörigkeit des einzigen Aktionärs neben den Privatisierungsfehlern 
als ein zusätzliches Argument für die Begründetheit der staatlichen Forderung auf die 
Übertragung des Unternehmens in das Staatseigentum angeführt wurde. Ausführlich siehe 
dazu unten Abschnitt III.

6 Zum Fair and Equitable Treatment-Standard im Investitionsschutzrecht siehe z.B. von 
Hammerstein/Roegele, Der Fair and Equitable Treatment-Standard im Investitionsschutz-
recht, SchiedsVZ 2015, S. 275.

7 Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Gebiets Perm‘ vom 2.04.2024 in der Sache Nr. 
A50-21394/2022, siehe ausführlich unten.
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Die in den frühen 90ern durchgeführte Privatisierung war ein höchst umstrittener 
Prozess, der mit vielerlei Fehlern behaftet war.8 Die Absicht, eine Revision dieser 
Vorgänge durchzuführen, wurde jedoch nie öffentlich geäußert.9 In Bezug auf die 
laufenden Fälle wurde durch den Präsidenten der Russischen Föderation (RF) sogar 
ausdrücklich bestätigt, dass eine „Deprivatisierung“ nicht stattfinden werde.10 Den-
noch gab es bereits früher vereinzelte Fälle,11 in denen eine Rückführung von ehemals 
staatlichen, durch die Privatisierung aber inzwischen im Privateigentum stehenden 
Unternehmen zurück in das Staatseigentum durchgeführt wurde.12 Nunmehr haben 
diese Fälle nicht nur ein neues Ausmaß erreicht, sondern auch eine andere Qualität, 
da selbst gegen solche Investoren vorgegangen wird, die an den ursprünglichen Priva-
tisierungsvorgängen nicht beteiligt waren und über nur eine geringfügige Beteiligung 
an dem betroffenen Unternehmen verfügen.13

Die Ansprüche auf die Rückübertragung der privatisierten Vermögensgegenstände 
werden in einem Zivilprozess geltend gemacht, da die Privatisierung im russischen 
Recht als ein zivilrechtlicher Vorgang ausgestaltet ist. Entsprechend der Legaldefini-
tion stellt die Privatisierung nämlich „eine entgeltliche Übereignung von Vermögens-
gegenständen, die sich im Eigentum der Russischen Föderation, der Subjekte der 
Russischen Föderation oder der kommunalen Selbstverwaltung befinden, an natürli-
che oder juristische Personen“ dar.14 Meist wird hierzu durch die Staatsanwaltschaft 
eine Klage im Interesse der Russischen Föderation auf Rückführung des betroffenen 

8 Ausführlich: Kurzynsky-Singer, Transformation der russischen Eigentumsordnung, Tübin-
gen 2019, S. 199 ff., S. 325 ff. (open access: https://www.mohrsiebeck.com/buch/transform
ation-der-russischen-eigentumsordnung-9783161565694/).

9 Ausführlich: Kurzynsky-Singer, Fn. 8, S. 326 m.w.N.
10 Putin bei der Plenarsitzung des Achten Östlichen Wirtschaftsforums, Stenogramm vom 

13.9.2023, siehe z.B. unter https://germany.mid.ru/ru/press-centre/news/plenarnoe_zasedan
ie_vosmogo_vostochnogo_ekonomicheskogo_foruma/ oder http://www.kremlin.ru/events/
president/news/72259 (beide zuletzt abgerufen am 13.2.2025).

11 Während für die 2010er Jahre solche Fälle auf maximal einen Antrag pro Jahr und in den 
Jahren 2020 und 2021 auf drei pro Jahr eingeschätzt wurden, stieg ihre Zahl im Jahr 2023 
fast um das Fünffache. Siehe z.B. https://www.dw.com/ru/v-sudah-rf-rassmatrivaut-iski-o-n
acionalizacii-180-kompanij/a-68448047 (zuletzt abgerufen am 13.2.2025).

12 So verlangte z.B. im Jahr 2014 die Generalstaatsanwaltschaft die Herausgabe von Aktien des 
Unternehmens Bašneft‘ (Entscheidung des Wirtschaftsgerichts der Stadt Moskau vom 
7.11.2014 in der Sache Nr. A40-155494/2014), ferner wurde im Jahr 2021 das Unternehmen 
„Baškirskaja sodovaja kompanija“ in das staatliche Eigentum zurückgeführt (siehe letztin-
stanzlich: Entscheidung des Obersten Gerichts vom 10.11.2021 Nr. 309-ÉS21-20348 in der 
Sache Nr. A07-20576/2020).

13 Siehe insbesondere die Entscheidung im Fall „Solikampskij Magnievyj Zavod“, Ent-
scheidung des Wirtschaftsgerichts des Gebiets Perm‘ vom 2.04.2024 in der Sache Nr. 
A50-21394/2022. Auf Antrag der Staatsanwaltschaft verurteilte das Gericht 2302 Minder-
heitsaktionäre zur Herausgabe der Aktien und verwarf dabei sowohl den Einwand des 
gutgläubigen Erwerbs (hierzu unten) als auch den der Verjährung.

14 Art. 1. Föderales Gesetz vom 21.12.2001 Nr. 178-FZ „Über die Privatisierung der staatlichen 
und munizipalen Vermögensgegenstände“.
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Objekts in das Staatseigentum eingereicht.15 Möglich ist auch eine Klage der Behör-
den, die das Staatseigentum verwalten.16

Mögliche Anspruchsgrundlagen

Eine Klage auf die Rückführung des ehemals privatisierten Objekts in das Staatsver-
mögen bzw. Staatseigentum kann sich z.B. auf die Nichtigkeit bzw. Anfechtbarkeit17 

des ursprünglichen Privatisierungsvertrags stützen. In einem solchen Fall wird seine 
Rückabwicklung gem. Art. 167 Abs. 2 ZGB RF18 verlangt.19 Ebenso bietet sich eine 
Klage auf Vindikation der übertragenen Objekte an, da das russische Recht 
gem. Art. 301 ZGB RF einen wirksamen Vertrag für den Eigentumsübergang verlangt.

Für die Abgrenzung zwischen beiden Anspruchsgrundlagen ist maßgeblich, ob 
der zuständige Hoheitsträger die Privatisierung durchgeführt hat. Im Jahre 1991 
wurde das ehemals einheitliche Staatsvermögen der UdSSR, das sich auf dem Staats-
gebiet der RF befand, zwischen der Russischen Föderation, den Subjekten der Russi-
schen Föderation20 und den Gemeinden aufgeteilt.21 Wurde die Privatisierung von 
einem Hoheitsträger vorgenommen, der für die privatisierten Objekte im Sinne dieser 
Aufteilung nicht zuständig war, handelt es sich nicht um eine rechtswidrige Privati-
sierung im strengen Sinne, sondern um eine Verfügung des Nichtberechtigten. Die 
Rückabwicklung ist in diesem Fall über sachenrechtliche Ansprüche durchzuführen.22

2.

15 Siehe die unten zitierten Entscheidungen.
16 Siehe z.B. Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Irkutskij Gebiets vom 28.5.2024 

A19-10262/2023.
17 Das russische Recht unterscheidet in Art. 166 Abs. 1 ZGB zwischen anfechtbaren Rechtsge-

schäften, die durch ein gerichtliches Gestaltungsurteil für unwirksam erklärt werden müs-
sen, und nichtigen Rechtsgeschäften, die unabhängig von einer gerichtlichen Entscheidung 
unwirksam sind.

18 Die Vorschrift lautet in deutscher Übersetzung:
2. Im Falle der Unwirksamkeit eines Rechtsgeschäfts ist jede der Parteien verpflichtet, an 
die jeweils andere Partei alles herauszugeben, was sie aufgrund des Rechtsgeschäfts erlangt 
hat, und bei Unmöglichkeit der Herausgabe in Natur (…) ihren Wert zu ersetzen.

19 Siehe z.B. Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Nord-Westlichen Bezirks vom 
1.12.2023 F07-14450/23 in der Sache Nr. A56-116780/2022.

20 Bei den Föderationssubjekten handelt es sich um territoriale Einheiten, aus denen die 
Russische Föderation gem. Art. 65 Verf RF besteht.

21 Postanovlenie Verchovnogo Soveta RF vom 27.12.1991 Nr. 3020-1 „O razgraničenii gosu-
darstvennoj sobstvennosti v Rossijskoj Federacii na federal’nuju sobstvennost‘, gosudarst-
vennuju sobstvennost‘ respublik v sostave Rossijskoj Federacii, kraev, oblastej, avtonomnoj 
oblasti, avtonomnych okrugov, gorodov Moskvy i Sankt-Peterburga i municipal’nuju sobst-
vennost‘“ [Beschluss des Obersten Sowjets der RF „Über die Aufteilung des staatlichen 
Eigentums in der Russischen Föderation in das föderale Eigentum, das Staatseigentum der 
Republiken innerhalb der Russischen Föderation, der Regionen, der Gebiete, des autonomen 
Gebietes, der autonomen Bezirke, der Städte Moskau und St. Petersburg und des kommuna-
len Eigentums].

22 Ausführlich zur Anspruchskonkurrenz zwischen der vertraglichen Rückabwicklung und der 
Vindikation: Kurzynsky-Singer, Fn. 8, S. 329 ff. (open access: https://www.mohrsiebeck.co
m/buch/transformation-der-russischen-eigentumsordnung-9783161565694/).
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In der Regel wurden bei der Privatisierung die Unternehmen in eine Aktiengesell-
schaft umgewandelt, weswegen nicht das privatisierte Unternehmen selbst, sondern 
die jeweilige Beteiligung an der entsprechenden Kapitalgesellschaft herausverlangt 
wird. Hier greift die spezialgesetzliche Regelung des Art. 149.3 ZGB RF, welche die 
Herausgabe von urkundenlosen Wertpapieren regelt. Diese Vorschrift wurde in das 
ZGB RF erst 201323 eingeführt. Bis zu dieser Gesetzesänderung wurden auf die He-
rausgabe von Gesellschaftsbeteiligungen Regeln über die Vindikation (Art. 301 ZGB 
RF) analog bzw. in Verbindung mit Art. 12 ZGB angewendet.24 Die letztgenannte 
Vorschrift ist eine allgemeine Regelung, die Mittel zum Schutz der verletzten Rechte 
aufzählt, darunter u.a. die Wiederherstellung des vor der Verletzung eines Rechts be-
stehenden Zustands.

Als eine mögliche Anspruchsgrundlage kommt schließlich der Störungsbeseiti-
gungsanspruch in Frage. Gem. Art. 304 ZGB RF kann der Eigentümer die Beseiti-
gung jeglicher Verletzungen seiner Rechte verlangen, selbst wenn diese Verletzungen 
nicht mit dem Besitzentzug verbunden sind. Dieser Anspruch unterliegt gem. Art. 208 
ZGB RF keiner Verjährung, weswegen er durch die Staatsanwaltschaft oft anstelle des 
eigentlich einschlägigen, aber inzwischen verjährten Vindikationsanspruchs geltend 
gemacht wird.25 Der Anspruch setzt voraus, dass der Kläger im Besitz der streitbefan-
genen Sache ist.26 In einigen Fällen dehnen die Gerichte den Begriff des Besitzes aber 
so weit aus, dass der Klage stattgegeben werden kann.27

In den vorliegend analysierten Fällen zur Rückführung der privatisierten Unter-
nehmen in das Vermögen des Staates wurde die Klage entweder auf die Vindikation 
oder auf den aktienrechtlichen Herausgabeanspruch gestützt. Der aktienrechtliche 
Herausgabeanspruch wird dabei unter Beachtung des Klageziels auch auf Unterneh-
men erstreckt, die infolge einer zum Teil mehrmaligen Restrukturierung des ursprüng-
lichen Unternehmens entstanden sind.28

23 Föderales Gesetz vom 2.7.2013 Nr. 142-FZ.
24 Punkt 7 des Informationsbriefs des Obersten Wirtschaftsgerichts vom 21.4.1998 Nr. 33 

„Übersicht der Praxis der Streitentscheidung über Rechtsgeschäfte, die mit der Platzierung 
und dem Umlauf der Aktien zusammenhängen“.

25 Siehe ausführlich: Kurzynsky-Singer, Fn. 8, S. 333 ff. (open access: https://www.mohrsiebe
ck.com/buch/transformation-der-russischen-eigentumsordnung-9783161565694/).

26 Siehe z.B. Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Zentralen Bezirks vom 17.9.2024, Nr. 
F10-3735/24 in der Sache Nr. A54-9552/2023; Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des 
Moskauer Bezirks vom 17.3.2023 F05-2264/23 in der Sache Nr. A40-3125/2022; Entschei-
dung des Sechsten Appellationsgerichts vom 4.4.2023 Nr. 06AP-953/23 in der Sache Nr. 
A04-7417/2022.

27 Aus der neueren Rechtsprechung siehe z.B.: Appellationsentscheidung des Moskauer Regio-
nalgerichts vom 22.5.2023 in der Sache Nr. 33-17309/2023.

28 Siehe z.B. Entscheidungen des Wirtschaftsgerichts des West-Sibirischen Bezirks vom 
22.9.2022 Nr. F04-455/22 in der Sache A03-15486/2021 und des Wirtschaftsgerichts des 
Uraler Bezirks vom 29.2.2024 Nr. F09-247/24 in der Sache A50-18611/2023.
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Verteidigungsmittel des Anspruchsgegners und Argumentation der russischen 
Gerichte

Selbst wenn man die Fehlerhaftigkeit des Privatisierungsvorgangs unterstellt, stehen 
dem Beklagten Verteidigungsmittel zur Verfügung, die auf den ersten Blick zur Ab-
weisung der Klage führen müssten.

Verjährung

Offensichtlich ist zunächst die Einrede der Verjährung. Nach russischem Recht ver-
jähren die Vindikationsansprüche ebenso wie die aktienrechtlichen Herausgabean-
sprüche in der regelmäßigen Verjährungsfrist von drei Jahren (Art. 196 ZGB RF). Die 
Verjährungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt zu laufen, „in dem die Person von der 
Verletzung ihres Rechts und davon, wer der richtige Beklagte für die Klage zum 
Schutze dieses Rechts ist, erfahren hat oder erfahren musste“ (Art. 200 Punkt 1 ZGB 
RF).

Die regelmäßige Verjährungsfrist dürfte in den meisten Fällen abgelaufen sein, da 
die relevanten Privatisierungsvorgänge in der Regel Anfang der 90er Jahre stattfanden 
und der Staat offensichtlich hiervon Kenntnis hatte.29 Dennoch verneinen die Gerichte 
in der Regel den Eintritt der Verjährung. Sie begründen dies damit, dass eine realis-
tische Möglichkeit, die Klage zu erheben, erst durch die (kürzlich stattgefundene) 
Überprüfung durch die Staatsanwaltschaft entstanden sei.30

Bezeichnenderweise bewerten die Gerichte in Fällen mit einer geringen wirt-
schaftlichen Bedeutung den Ablauf der Verjährungsfrist zum Teil anders und lehnen 
in einigen Fällen die Herausgabe des privatisierten Objekts aufgrund der erhobenen 
Verjährungseinrede ab.31

Die absolute Verjährungsfrist beträgt gem. Art. 200 Punkt 2 ZGB RF zehn Jahre 
ab dem Zeitpunkt, in dem der Anspruch entstanden ist, d.h. die Verletzung des Rechts 
stattgefunden hat. Die 10-jährige Verjährungsfrist wurde in das ZGB RF 2013 einge-
führt32 und beginnt gemäß den Übergangsvorschriften nicht vor dem 1. September 

3.

a)

29 So z.B. die Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Fernöstlichen Bezirks vom 2.8.2024, 
Nr. F03-3286/24 in der Sache Nr. A24-4426/2023, siehe hierzu die übernächste Fn.

30 Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Gebiets Perm‘ vom 2.4.2024 in der Sache 
Nr. A50-21394/2022; Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Povolžskij Bezirks vom 
20.2.2024 Nr. F06-13152/23 in der Sache Nr. A12-18383/2023; Entscheidung des Wirt-
schaftsgerichts des Jaroslavskij Gebiets vom 25.9.2023 in der Sache Nr. A82-13185/2023; 
Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des West-Sibirischen Bezirks vom 22.9.2022 Nr. 
F04-455/22 in der Sache A03-15486/2021.

31 Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Fernöstlichen Bezirks vom 2.8.2024 Nr. F 
03-3286/24 in der Sache Nr. A24-4426/2023; Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des 
Orlovskaja Gebiets vom 8.7.2024 in der Sache Nr. A48-12664/2023; Entscheidung des 
Wirtschaftsgerichts des Irkutskaja Gebiets vom 28.5.2024 in der Sache Nr. A19-10262/2023; 
Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Fernöstlichen Bezirks vom 26.9.2023 Nr. 
F02-4375/23 in der Sache Nr. A19-6862/2020; Entscheidung des Vierten Appellationsge-
richts vom 16.6.2021 Nr. 04AP-2226/21 in der Sache Nr. A19-599/2020.

32 Föderales Gesetz FZ-100 vom 7.5.2013.
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2013 zu laufen.33 Mithin kann die absolute Verjährung frühestens mit dem Ablauf des 
1.9.2023 eintreten. In den vorliegend relevanten Fällen ist die absolute Verjährungs-
frist in der Regel abgelaufen, wenn die jeweilige Klage nach dem 1.9.2023 einge-
reicht wurde.

Gutgläubiger Erwerb

Der gutgläubige Erwerb von Aktien wird seit 2013 in Art. 149.3 ZGB RF geregelt. 
Seit 2017 besteht eine weitere Norm, nämlich Art. 18 des Gesetzes „Über den organi-
sierten Handel“.34 Wie bereits erwähnt, wurden vor der Einführung dieser Vorschrif-
ten in das ZGB RF für die Herausgabe von Aktienpaketen sachenrechtliche Normen 
über die Vindikation analog bzw. in Verbindung mit Art. 12 ZGB angewendet.35 Der 
entscheidende Unterschied zwischen dem Gutglaubensschutz des Erwerbers von Ak-
tien und des Erwerbers einer Sache besteht darin, dass ein Ausschluss des gutgläubi-
gen Erwerbs beim Abhandenkommen einer Sache für den Aktienerwerb keine Ent-
sprechung in den rechtlichen Regelungen findet. Dennoch betonen die Gerichte in den 
Urteilsbegründungen, dass im Falle einer fehlerbehafteten Privatisierung die privati-
sierten Objekte „den Herrschaftsbereich der RF gegen ihren Willen verlassen ha-
ben“.36 Es kann allerdings nicht sicher festgestellt werden, ob dieses „Abhandenkom-
men“ ein tragender Grund für die Entscheidungen ist. Es entsteht vielmehr der Ein-
druck, dass die Gerichte bereits die Anwendbarkeit der Vorschriften über den gutgläu-
bigen Erwerb auf die Privatisierungsfälle ablehnen. Die gängige Formulierung lautet 
in etwa:

„Ausgehend von den Bestimmungen des Kapitels 14 ZGB RF, das den Erwerb von 
Eigentum regelt, wird das Eigentum von einer Person unter der Bedingung der Ein-

b)

33 Art. 9 Abs. 3 des FZ-100 vom 7.5.2013 in der Fassung des Föderalen Gesetzes Nr. 499-FZ 
vom 28.12.2016.

34 Die Vorschriften lauten in deutscher Übersetzung:
Art. 149.3 ZGB RF 
1. Der Rechteinhaber, von dessen Konto nicht verbriefte Wertpapiere rechtswidrig abge-
schrieben wurden, hat das Recht, von der Person, deren Konto die Wertpapiere gutgeschrie-
ben wurden, die Rückgabe der gleichen Anzahl relevanter Wertpapiere zu verlangen.
2. Wertpapiere, die nur einen Geldanspruch verbriefen, sowie nicht verbriefte Wertpapiere, 
die bei organisiertem Handel erworben wurden, können unabhängig von der Art des 
verbrieften Rechts nicht von einem gutgläubigen Käufer eingefordert werden.
Art. 18 des Gesetzes „Über den organisierten Handel“ 
7.3. Vermögensgegenstände, die im Rahmen einer bei einem organisierten Handel ge-
schlossenen Vereinbarung erworben wurden, können von einem gutgläubigen Käufer nicht 
herausgefordert werden.

35 Punkt 7 des Informationsbriefs des Obersten Wirtschaftsgerichts vom 21.4.1998 Nr. 33 
„Übersicht der Praxis der Streitentscheidung über Rechtsgeschäfte, die mit der Platzierung 
und dem Umlauf der Aktien zusammenhängen“.

36 Siehe z.B.: Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des West-Sibirischen Bezirks vom 
22.9.2022 Nr. F04-455/22 in der Sache A03-15486/2021; Entscheidung des Wirtschafts-
gerichts des Povolžskij Bezirks vom 20.2.2024 Nr. F06-13152/23 in der Sache Nr. 
A12-18383/2023; Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Jaroslavskij Gebiets vom 
25.9.2023 in der Sache Nr. A82-13185/2023.
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haltung von Gesetzen und anderen Rechtsakten erworben. Da die Anforderungen der 
geltenden Gesetzgebung zur Veräußerung von Staatseigentum nicht erfüllt wurden, 
gelten die Bestimmungen des Kapitels 20 ZGB RF, das für die gutgläubigen Teilneh-
mer des Rechtsverkehrs den Schutz von Eigentum und anderen Rechten gewährleistet, 
nicht für die Beklagten.“37

Selbst in einem Fall, in dem die Inhaber der streitgegenständlichen Aktien (als 
Beklagte traten 2302 Kleinanleger auf) die Aktien über die Moskauer Börse erworben 
haben, haben die Gerichte die Anwendung des Art. 18 des Gesetzes „Über den orga-
nisierten Handel“ abgelehnt. Das Gericht führte aus: „Unter Berücksichtigung der ge-
machten Schlussfolgerung, dass die umstrittenen Anteile zunächst ohne gesetzliche 
Grundlage dem Staatsbesitz entzogen wurden, ist davon auszugehen, dass alle nach-
folgenden Rechtsgeschäfte über diese Anteile ebenfalls ohne gesetzliche Grundlage 
erfolgten“,38 womit der Gutglaubensschutz ebenfalls im Ergebnis für unanwendbar 
erklärt wurde.

Ersitzung

Die Ersitzung ist in Art. 234 ZGB RF geregelt und setzt gem. Abs. 1 dieser Vorschrift 
das Vorliegen eines gutgläubigen, offenen, ununterbrochenen Eigenbesitzes während 
der Dauer der Ersitzungsfrist voraus. Die Ersitzungsfrist beträgt für bewegliche Sa-
chen fünf Jahre ab Besitzbegründung und für unbewegliche Sachen fünfzehn Jahre ab 
der Registrierung des Rechts. Bevor diese Änderung am 1.1.2020 in Kraft trat,39 fing 
die Frist erst mit Ablauf der Vindikationsverjährung an zu laufen.

Soweit die Beklagten den Einwand der Ersitzung erheben, lehnen die Gerichte 
den Eigentumserwerb mangels der Gutgläubigkeit des Besitzes mit der Begründung 
ab, dass der Beklagte wusste oder wissen musste, dass er infolge der Mängel des 
Privatisierungsverfahrens das Eigentum nicht erwerben konnte.40 Dabei ignorieren 
die Gerichte, dass das Verfassungsgericht in einer Entscheidung aus dem Jahr 2020 
gestützt auf die Rechtsprechung des Obersten Gerichts den Begriff der Gutgläubigkeit 
für die Zwecke der Ersitzung grundlegend neu definierte.41 Der früher vorherrschende 
sog. subjektive Maßstab, wonach es auf die Kenntnis bzw. das Kennenmüssen des 
Besitzers von dem Fehlen der eigenen Berechtigung an der Sache ankam, wurde 
aufgegeben. Stattdessen soll die Gutgläubigkeit des Besitzers durch die Abwägung 
der Umstände des Einzelfalls ermittelt werden. Nach der in der russischen Recht-

c)

37 So wörtlich: Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Povolžskij Bezirks vom 20.2.2024 
Nr. F06-13152/23 in der Sache Nr. A12-18383/2023; siehe auch: Entscheidung des 
Wirtschaftsgerichts des Uraler Bezirks vom 29.2.2024 Nr. F09-247/24 in der Sache 
A50-18611/2023; Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Jaroslavskij Gebiets vom 
25.9.2023 in der Sache Nr. A82-13185/2023.

38 Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Gebiets Perm‘ vom 2.4.2024 in der Sache Nr. 
A50-21394/2022.

39 Föderales Gesetz vom 16.12.2019, Nr. 430-FZ.
40 Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Povolžskij Bezirks vom 20.2.2024 Nr. 

F06-13152/23 in der Sache Nr. A12-18383/2023; Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des 
West-Sibirischen Bezirks vom 22.9.2022 Nr. F04-455/22 in der Sache A03-15486/2021.

41 Entscheidung des VerfG RF Nr. 48-P vom 26.11.2020.
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sprechung nunmehr verwendeten Formel ist für die Ersitzung „nicht ein einmaliges 
Ereignis (wie die Besitzbegründung), sondern ein gutgläubiger, dauernder, offener 
Besitz, wenn der Besitzer sich wie ein Eigentümer verhält, beim Fehlen der Einwände 
seitens anderer Personen“ entscheidend.42

Die Entscheidung des VerfG RF wird in der Regel ignoriert oder für unanwendbar 
erklärt.43 Indes kommt den Entscheidungen des russischen Verfassungsgerichts eine 
zumindest de facto Rechtsquellenqualität zu.44 Gemäß Art. 125 Abs. 2 Verf RF über-
prüft das Verfassungsgericht die Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Regelungen. 
Art. 79 Abs. 5 des Gesetzes über das Verfassungsgericht der RF konkretisiert diese 
Vorschrift dahingehend, dass eine durch das Verfassungsgericht ermittelte verfas-
sungskonforme Auslegung eines Gesetzes bindend ist.

Konfiskatorische Rückabwicklung von Verträgen gem. Art. 169 ZGB

Weiterhin kann die Überführung von privaten Unternehmen in das Staatseigentum auf 
Art. 169 ZGB RF gestützt werden. Die Vorschrift steht in der Tradition des sowjeti-
schen Rechts und sieht für Rechtsgeschäfte, die „offensichtlich gegen die Grundlagen 
der Rechtsordnung und Sittlichkeit verstoßen“, die Möglichkeit einer konfiskatori-
schen Rückabwicklung vor. In seiner ursprünglichen bis zum 31.8.2013 geltenden 
Fassung45 ordnete sie als zwingende Folge an, dass die vorsätzlich handelnden Partei-
en alles aus einem solchen Rechtsgeschäft Erlangte an die Russische Föderation aus-
kehren. Inzwischen bestimmt sie, dass das Gericht „in gesetzlich vorgesehenen Fällen 
anordnen kann, dass die vorsätzlich handelnden Parteien das Erlangte zugunsten der 
Russischen Föderation auszukehren haben, oder andere gesetzlich vorgesehene Fol-
gen anwenden kann“.

Das Erfordernis einer gesetzlichen Ermächtigung zu einer solchen Konfiskation 
nimmt das Oberste Gericht in einigen Fällen durchaus ernst. So hat es wiederholt aus-
geführt, dass für ein gem. Art. 169 ZGB RF nichtiges Rechtsgeschäft grundsätzlich 
die allgemeinen Folgen der Nichtigkeit gem. Art. 167 ZGB eintreten, was eine gegen-
seitige Rückgewähr des Erlangten an die jeweils andere Partei des Rechtsgeschäfts 
bedeute. Das Auskehren des Erlangten an die RF könne demnach nur in den gesetz-
lich vorgesehenen Fällen erfolgen.46

III.

42 Siehe hierzu ausführlich und mit Nachweisen: Kurzynsky-Singer, Ersitzung im russischen 
Recht. Neue höchstrichterliche Rechtsprechung zur Gutgläubigkeit des Besitzers, Teil 1, 
WiRO 2022, S. 232 – 237; Teil 2, WiRO 2022, S. 257 – 261.

43 Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des West-Sibirischen Bezirks vom 22.9.2022 Nr. 
F04-455/22 in der Sache A03-15486/2021.

44 So z.B. Suchanov (Hrsg.) Graždanskoe pravo. Učebnik v 4ch tomach [Zivilrecht. Lehrbuch 
in 4 Bänden], Band I, 2. Aufl. Moskau 2019, S. 67; S. 83.

45 Föderales Gesetz vom 7.5.2013, Nr. 100-FZ, Art. 1, Punkt 14.
46 Siehe z.B.: Entscheidungen des Obersten Gerichts vom 13.6.2023 Nr. 88-KG23-2-K8 und vom 

13.2.2024 Nr. 5-KG23-164-K2, dem folgend z.B. Entscheidung des Neunten Kassationsge-
richts der allgemeinen Jurisdiktion vom 9.4.2024 in der Sache Nr. 8G-87/2024-(8G-13223/2023)
[88-1182/2024]; Entscheidung des Dritten Kassationsgerichts der allgemeinen Jurisdiktion 
vom 10.6.2024 in der Sache Nr. 8G-11381/2024[88-12823/2024].
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Diese Vorschrift wird insbesondere auf Verträge angewendet, die ein sog. strategi-
sches Unternehmen zum Gegenstand haben und dabei gegen Vorschriften des Geset-
zes verstoßen, das die ausländischen Investitionen in solche Objekte regelt.47 Eine 
konfiskatorische Rückabwicklung sieht das Gesetz für diese Fälle erst seit dem 
9.5.2023 vor.48 Eine Rückwirkung ist nicht ausdrücklich angeordnet. Trotzdem wen-
den die Gerichte Art. 169 ZGB RF auch auf Verträge über ein strategisches Unterneh-
men an, die zwischen 31.8.2013 und 9.5.2023 abgeschlossen wurden. Als Folge wird 
die als ausländischer Investor angesehene Vertragspartei verurteilt, die erworbenen 
Anteile am Unternehmen an die Russische Föderation herauszugeben.49

Regelung des Art. 235 Abs. 2 Unterabs. 8 ZGB RF

Art. 235 Abs. 2 Unterabs. 8 ZGB RF enthält eine weitere Vorschrift, auf die die Ver-
staatlichung eines Unternehmens gestützt werden kann. Demnach können „durch eine 
gerichtliche Entscheidung Vermögenswerte an die Russische Föderation übertragen 
werden, für die kein Nachweis über die Rechtmäßigkeit des Erwerbs gemäß den 
Rechtsvorschriften der Russischen Föderation zur Korruptionsbekämpfung erbracht 
wurde“. Zu den Antikorruptionsvorschriften gehören beispielsweise für die Abgeord-
neten der Duma und des Föderationsrates geltenden Verbote, unternehmerische Tätig-
keit auszuüben sowie sich an der Führung eines Unternehmens zu beteiligen.50

Die viel beachtete Überführung des Unternehmens „Makfa“ sowie weiterer von 
denselben Personen kontrollierten Unternehmen in das Eigentum der RF ist wohl als 
ein Fallbeispiel für die Anwendung dieser Vorschrift einzuordnen. Das gerichtliche 
Verfahren fand unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt, die Entscheidung wurde 
nicht veröffentlicht, weswegen über die Rechtsgrundlage für die Enteignung nur 
gemutmaßt werden kann. Bekannt ist nur, dass die Enteignung auf Antikorruptionsge-
setzgebung gestützt wurde. Die beiden Inhaber haben nach Ansicht der Staatsanwalt-
schaft die Unternehmen geleitet, obwohl sie Staatsposten innehatten.51

IV.

47 Föderales Gesetz vom 29.4.2008 Nr. 57-FZ „Über das Verfahren zur Durchführung der 
ausländischen Investitionen in Wirtschaftsgesellschaften, die eine strategische Bedeutung für 
die Gewährleistung der Verteidigung des Landes und der Staatssicherheit haben“.

48 Föderales Gesetz vom 28.4.2023 Nr. 139-FZ.
49 Siehe z.B. Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Uraler Bezirks vom 27.2.2023 Nr. 

F09-2339/18 in der Sache Nr. A50-10758/2017; Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des 
Primorskij Gebiets vom 27.9.2023 in der Sache Nr. A51-13465/2023; Entscheidung des 
Wirtschaftsgerichts des Nord-Westlichen Bezirks vom 15.11.2023 Nr. F 07-15600/23 in der 
Sache A21-2269/2023 (bestätigt durch Entscheidung des Obersten Gerichts vom 25.1.2024 
Nr. 307-ÉS23-29569 in der Sache A21-2269/2023); Entscheidung des Dreizehnten Appella-
tionsgerichts vom 13.7.2023 Nr. 13AP-20287/23 in der Sache Nr. A56-24370/2023.

50 Art. 6 des FZ vom 8.5.1994 Nr. 3-FZ „O statuse senatora Rossijskoj Federacii i statuse 
deputata Gosudarstvennoj Dumy Federal’nogo Sobranija Rossijskoj Federacii“ [Über den 
Status eines Senators der Russischen Föderation und den Status eines Abgeordneten der 
Staatsduma der Föderalversammlung der Russischen Föderation].

51 Die Entscheidung wurde vom Zentralen Gericht von Čeljabinsk (Nr. 2-3407/2024) gefällt. 
Siehe zum Fall z.B.: https://pravo.ru/news/252935/ (zuletzt abgerufen am 13.2.2025).

Zivilrecht als Mittel zur Verstaatlichung privater Unternehmen in Russland 201



Auch für solche Fälle stellt sich die Frage, ob die Vorschriften des ZGB über die 
Verjährung Anwendung finden. So hat das Oberste Gericht beispielsweise sich mit 
einem Fall beschäftigt,52 in dem die Staatsanwaltschaft unter der Berufung auf 
Art. 235 Abs. 2 Unterabs. 8 ZGB RF die Herausgabe von Unternehmensbeteiligungen 
an die RF forderte. Der Beklagte, dessen Tätigkeit als Abgeordneter 2006 endete, hat 
diese Beteiligungen in den Jahren 1993-2000 erworben. Das Oberste Gericht erklärte, 
dass auf die Forderung der Staatsanwaltschaft die allgemeine Verjährungsfrist An-
wendung findet, da die Verjährungsvorschriften für alle Teilnehmer der zivilrechtli-
chen Beziehungen, zu denen auch die RF gem. Art. 124 Abs. 2 ZGB RF gehöre, in 
gleichem Maße gelten. Darüber hinaus stellte das Oberste Gericht fest, dass die Ent-
scheidungen der unteren Instanzen, die der Klage stattgegeben haben, das Rückwir-
kungsverbot verletzten. Die erst 2012 erlassene Regelung des Art. 235 Abs. 2 Unter-
abs. 8 ZGB RF sei im vorliegenden Fall unanwendbar.

Andere Gerichte vertreten dagegen den Standpunkt, dass die Verjährung auf die 
Forderungen der Staatsanwaltschaft gem. Art. 235 Abs. 2 Unterabs. 8 ZGB RF keine 
Anwendung findet.53 Vor allem hat das Verfassungsgericht der RF in einer kürzlich 
ergangenen Entscheidung der Ansicht des Obersten Gerichts eine ausdrückliche Ab-
sage erteilt.54 Nach seiner Ansicht finden die Verjährungsvorschriften auf die Forde-
rungen des Staates aus Art. 235 Abs. 2 Unterabs. 8 ZGB RF keine Anwendung, da es 
sich um einen öffentlich-rechtlichen Anspruch handele. Die Korruption sei ein beson-
ders sozial schädliches Verhalten, weswegen im Lichte der Abwägung von verfas-
sungsrechtlich geschützten Werten und Rechtsgütern einer effektiven Bekämpfung 
Vorrang vor der durch Verjährung vermittelten Rechtssicherheit gegeben werden soll. 
Das VerfG RF befand vielmehr, dass nach der geltenden Rechtslage keine Frist exis-
tiere, die die Klagemöglichkeiten der Staatsanwaltschaft auf die Herausgabe von Ver-
mögensgegenständen, die durch die Korruptionsstraftaten (auch mittelbar) erlangt 
wurden, in zeitlicher Hinsicht begrenzen würde. Das Gericht betonte gleichzeitig, 
dass den Gesetzgeber keine Verpflichtung trifft, diesbezüglich eine Änderung der 
Rechtslage herbeizuführen.

Die strafrechtliche Konfiskation

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass eine Überführung privater 
Unternehmen in das Staatseigentum auch als eine strafrechtliche Konfiskation mög-
lich ist. Art. 104.1 Punkt 1 c des Strafgesetzbuchs (StGB RF) erlaubt Konfiskation 
von Vermögenswerten, die für die Finanzierung des Terrorismus, extremistischer Tä-
tigkeit und seit 25.2.200455 „auch der Tätigkeit, die gegen die Sicherheit der Russi-
schen Föderation gerichtet ist“, verwendet oder bestimmt sind. Aufgrund dieser Vor-

V.

52 Entscheidung des Obersten Gerichts vom 25.6.2024 Nr. 45-KG24-6-K7/45-КF23-1423-K7.
53 Entscheidung des Zentralen Rayongerichts der Stadt Kaliningrad des Kaliningrader Gebiets 

vom 11.7.2023 in der Sache Nr. 2-4380/2023; Appellationsentscheidung des Moskauer 
Stadtgerichts vom 25.4.2024 in der Sache Nr. 33-8469/2024.

54 Entscheidung des VerfG RF vom 31.10.2024 Nr. 49-P, siehe ausführlich unten.
55 Föderales Gesetz vom 14.2.2024 Nr. 11-FZ.
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schrift wurden Unternehmensbeteiligungen des russischen Oligarchen Jurij Šefler56 

enteignet und in Staatseigentum umgewandelt. Das Verfahren fand unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit statt, die Informationen hierzu konnten lediglich der Pressemittei-
lung des Interfax57 entnommen werden. Demnach bestand die als extremistisch aner-
kannte Vereinigung aus Jurij Šefler selbst sowie den von ihm kontrollierten Gesell-
schaften, die die ukrainische Regierung unterstützten. Die Konfiskation der Vermö-
genswerte wurde damit begründet, dass Vermögenswerte, die den von Šefler kontrol-
lierten Unternehmen gehören, veräußert werden könnten, was zusätzliche Mittel der 
o.g. Vereinigung verschaffen würde. Diese Auslegung überdehnt bereits den Wortlaut 
der Vorschrift, die eine konkrete Zweckbestimmung der Mittel und nicht eine bloß 
theoretische Möglichkeit, dass die Mittel in dem o.g. Sinne eingesetzt werden könn-
ten, verlangt. Diese Interpretation knüpft offensichtlich an die Rechtslage während 
der Sowjetzeit an. Damals setzte die Konfiskation keine zweckgerichtete Vermögens-
nutzung voraus und wurde als eine Nebenstrafe eingesetzt.58 Insbesondere war die 
Konfiskation für den Staatsverrat angeordnet, der eine breite Palette an Handlungen – 
von Spionage bis zur Flucht ins Ausland – umfasste.59 Die Tatbestände der modernen 
Regelung in Art. 104.1 Punkt 1 c StGB RF reproduzieren einige Tatbestände der sow-
jetischen Regelung.60

56 Zwischen Šefler und der RF bestand seit vielen Jahren ein Streit über die Auslandsrechte an 
einigen sehr bekannten Markenzeichen für Spirituosen (siehe z.B. Entscheidung des VerfG 
RF vom 29.9.2016 Nr. 2147-O).

57 Vom 3.07.2024, https://www.interfax.ru/russia/969092 (zuletzt abgerufen am 13.2.2025).
58 Art. 35. StGB RSFSR (Stand 1.12.1989) Konfiskation von Vermögen: Die Konfiskation von 

Vermögen besteht in der erzwungenen, unentgeltlichen Entziehung des gesamten oder eines 
Teils des Vermögens, das persönliches Eigentum der verurteilten Person ist, zugunsten des 
Staatseigentums. Wird ein Teil des Vermögens eingezogen, muss das Gericht angeben, 
welcher Teil des Vermögens eingezogen wird, oder die einzuziehenden Gegenstände auflis-
ten. (…).

59 Siehe z.B. Art. 64 StGB RSFSR (Stand 1.12.1989), welcher die Konfiskation des Vermö-
gens als eine Nebenstrafe für den Staatsverrat bestimmte. Bezeichnenderweise beinhaltete 
der Tatbestand des Staatsverrats neben z.B. Spionage und der Flucht ins Ausland auch 
„Hilfeleistung an einen ausländischen Staat bei der Durchführung von feindlicher Tätigkeit 
gegen die UdSSR“. Die letztgenannte Handlung erinnert sehr an den Tatbestand des Art. 275.1 
StGB RF in der geltenden Fassung, der die „vertrauliche Zusammenarbeit mit ausländischen 
Staaten, internationalen oder ausländischen Organisationen, die darauf gerichtet sind, sie bei 
Aktivitäten zu unterstützen, von denen bekannt ist, dass sie sich gegen die Sicherheit der 
Russischen Föderation richten“ kriminalisiert. Siehe hierzu: Kurzynsky-Singer, Repressive 
Gesetzgebung in Russland, WiRO 2023, S. 202-209.

60 Tatbestände der „Tätigkeit, die gegen die Sicherheit der Russischen Föderation gerichtet ist“ 
werden in der amtlichen Anmerkung zu Art. 104.1 Punkt 1 c StGB RF mittels Verweis auf 
entsprechende Vorschriften des StGB definiert. Vgl. z.B. Wortlaut des Art. 275.1 StGB RF 
und die Definition des Staatsverrats in Art. 64 StGB RSFSR (Stand 1.12.1989), siehe vorige Fn.
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Die verfassungsrechtliche Dimension der betroffenen 
Verteidigungsmittel

Wie bereits dargelegt, weichen die Gerichte in den vorliegend analysierten Fällen bei 
der Anwendung bestimmter Rechtsinstitute von der gängigen Praxis ab. Betroffen 
sind insbesondere die Einrede der Verjährung, gutgläubiger Erwerb, Ersitzung sowie 
das Verbot, ein Gesetz rückwirkend anzuwenden. Diese Institute sind allerdings nicht 
nur durch die Rechtspraxis geformt worden, sondern haben auch eine verfassungs-
rechtliche Dimension.

Nach Ansicht des VerfG RF prägen die Verfassungsbestimmungen zur Wirt-
schaftsordnung die zivilrechtlichen Normen und Institute und finden ihre weitere 
Konkretisierung in den in Art 1 ZGB RF aufgezählten Grundprinzipien der Zivilge-
setzgebung.61 Dadurch sieht sich das Verfassungsgericht befugt, die Entwicklung des 
Zivilrechts zu beeinflussen. So haben einige seiner Entscheidungen zu einer grundle-
genden Änderung einzelner zivilrechtlicher Rechtsinstitute geführt und das russische 
Zivilrecht wesentlich geprägt.

Das VerfG RF hat bereits im Jahr 2003 die verfassungsrechtliche Bedeutung des 
gutgläubigen Erwerbes bestätigt. Es erklärte die Rechte des gutgläubigen Erwerbers 
zu verfassungsrechtlich geschützten Vermögensrechten und führte aus, dass die Ver-
fassungsgrundsätze der Freiheit der Wirtschaftstätigkeit und des freien Verkehrs von 
Waren, Dienstleistungen und Finanzmitteln die Existenz angemessener Garantien für 
Stabilität, Vorhersehbarkeit und Verlässlichkeit des Zivilverkehrs voraussetzen, zu 
denen die Möglichkeit, Güter gutgläubig zu erwerben, gehört.62

In einer Entscheidung aus dem Jahr 2020 befasste sich das VerfG RF mit der Er-
sitzung.63 Das Verfassungsgericht führte aus, dass die Vermögensinteressen des Ersit-
zungsbesitzers unter den Schutz der Eigentumsgarantie nach Art. 35 Verf RF fallen. 
Auch seien die Vorhersehbarkeit und Verlässlichkeit des Zivilverkehrs sowie ein 
wirksamer gerichtlicher Schutz der Rechte und berechtigten Interessen seiner Teilneh-
mer durch die Verfassung garantiert. Die verfassungsmäßigen Ziele der Ersitzung gin-
gen aber über diesen Schutz, mithin die Lösung des Interessenskonflikts zwischen 
dem früheren Eigentümer und dem Besitzer, hinaus. Die Ersitzung gewährleiste näm-
lich „die Rückführung des Vermögensgegenstandes in den zivilrechtlichen Rechtsver-
kehr, einschließlich seiner ordnungsgemäßen Instandhaltung, seines sicheren Zu-
stands, der Zahlung von Steuern“ usw. Aus diesem Grund sei es aus der verfassungs-
rechtlichen Sicht geboten, bei der Bewertung der Gutgläubigkeit des Besitzes im Rah-
men der Ersitzung von anderen Kriterien als bei dem gutgläubigen Erwerb auszuge-
hen. Wie oben bereits ausgeführt,64 soll die Gutgläubigkeit des Ersitzungsbesitzers 

VI.

61 Siehe z.B. ausdrücklich in der Entscheidung vom 10.3.2017 Nr. 6-P, Punkt 3 der Entscheidung.
62 Entscheidung vom 21.4.2003 Nr. 6-P. Die in dieser Entscheidung postulierte Grundsätze hat 

das VerfG RF später weiter ausgebaut (siehe z.B. Entscheidung des VerfG RF vom 13.7.2021 
Nr. 35-P, in der es den gutgläubigen Erwerb einer zum gemeinsamen ehelichen Vermögen 
gehörenden Immobilie für den Fall, dass das gemeinsame Eigentum der Ehegatten nicht im 
Register eingetragen wurde, bestätigte) und betrachtet sie immer noch als gültig (siehe z.B. 
Entscheidung des VerfG RF vom 27.5.2024 Nr. 25-P).

63 Entscheidung des VerfG RF vom 26.11.2020 Nr. 48-P.
64 Abschnitt II 3c.
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nach dieser Entscheidung durch die Abwägung der Umstände des Einzelfalls ermittelt 
werden, wobei es entscheidend darauf ankomme, ob der Besitzer sich wie ein verant-
wortungsvoller Eigentümer verhält.

In Bezug auf eine mögliche rückwirkende Anwendung eines Gesetzes hat das 
VerfG RF darauf hingewiesen, dass die Rückwirkung eines Gesetzes eine Ausnahme-
form seiner zeitlichen Wirkung darstelle und die Entscheidung darüber dem Gesetz-
geber vorbehalten sei. Nur er habe das Recht, eine neue Norm auf Tatsachen und 
die von ihnen erzeugten Rechtsfolgen auszudehnen, die vor dem Inkrafttreten dieser 
Norm entstanden sind, d.h. ein Gesetz rückwirkend anzuwenden.65

Die zivilrechtliche Verjährung hat nach Ansicht des Verfassungsgerichts zum Ziel, 
„den zivilrechtlichen Verkehr zu ordnen, Rechtssicherheit und Stabilität der Rechtsbe-
ziehungen zu schaffen, die Teilnehmer zu disziplinieren, die Einhaltung von Verträgen 
zu fördern und den rechtzeitigen Schutz der Rechte und Interessen der Subjekte 
zivilrechtlicher Beziehungen zu gewährleisten. Das Fehlen angemessener zeitlicher 
Beschränkungen für den zwangsweisen Schutz verletzter Rechte würde zu einer Be-
einträchtigung der Rechte und Interessen der Beklagten und Dritter führen, die nicht 
immer im Voraus die Notwendigkeit der Sammlung und Aufbewahrung von für die 
Prüfung des Falles relevanten Informationen und Fakten berücksichtigen könnten.“ 66 

Die Verjährung in den Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren gewährleiste neben 
der Effizienz der öffentlichen Verwaltung und der Stabilität der rechtlichen Beziehun-
gen auch die verfassungsmäßigen Rechte desjenigen, der die strafbewehrte Handlung 
begangen hat, da „niemand auf unbestimmte oder zu lange Zeit der Gefahr einer 
möglichen Belastung ausgesetzt werden darf“.67

In seiner oben angesprochenen Entscheidung aus dem Jahr 202468 stellt das Ver-
fassungsgericht diese Rechtsprechung nicht grundsätzlich in Frage, es stellt sogar 
explizit fest, dass seine Entscheidung nicht auf andere Fallkonstellationen übertragen 
werden soll.69 Gleichzeitig führt das Verfassungsgericht aber aus, dass die durch 
Verjährung gewährleisteten Rechte nicht absolut seien, sondern durch das Gebot 
des redlichen Verhaltens eingeschränkt werden.70 Auch in der Rechtsprechung der 

65 Siehe z.B. die Entscheidung des VerfG RF vom 30.11.2021 Nr. 2533-O mit Hinweisen auf 
frühere Rechtsprechung.

66 Siehe z.B. Entscheidung des VerfG RF vom 15.2.2016 Nr. 3-P; bestätigt zuletzt in der 
Entscheidung vom 28.1.2025 Nr. 3-P, Punkt 6.3.

67 Entscheidung des VerfG RF vom 24.6.2009 Nr. 11-P.
68 Entscheidung des VerfG RF vom 31.10.2024 Nr. 49-P, Punkt 2.2.
69 Das VerfG beschränkt die Reichweite der Entscheidung Nr. 49-P vom 31.10.2024 (Punkt 7 

am Ende) ausdrücklich auf die Korruptionsfälle. Mithin finden die Verjährungsvorschriften 
weiterhin Anwendung, wenn der Staat seine Herausgabeansprüche auf die Rechtswidrigkeit 
der Privatisierung oder der Investitionen in strategische Unternehmen beruft.

70 Das Verfassungsgericht der RF zählt den Grundsatz von Treu und Glauben, ebenso wie seine 
einfachgesetzliche Konkretisierung in Art. 10 ZGB (Rechtsmissbrauchsverbot), zu den 
verfassungsrechtlich verankerten Grundprinzipien des Zivilrechts, die es aus der Bestim-
mung des Art. 17 der Verfassung RF ableitet, wonach die Verwirklichung der Menschen- und 
Bürgerrechte nicht zur Verletzung von Rechten und Freiheiten anderer Personen führen darf. 
Siehe z.B. ausdrücklich in den Entscheidungen vom 8.7.2021 Nr. 33-P, Punkt 2; vom 
13.2.2018 Nr. 8-P, Punkt 5; grundlegend bereits die Entscheidung vom 18.7.2008 Nr. 10-P, 
die vor der Verankerung des Prinzips der Gutgläubigkeit in Art. 1 ZGB RF erfolgte.
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Zivilgerichte wurde wiederholt entschieden, dass der Einwand der Verjährung infolge 
eines rechtsmissbräuchlichen Verhaltens dieser Partei nicht beachtet wird.71 Aller-
dings wurde in keinem der analysierten Fälle ein rechtsmissbräuchliches Verhalten 
der Beklagten festgestellt, das in Bezug zu der Verjährungseinrede gesetzt werden 
könnte, vielmehr wurde in der Güterabwägung den Interessen des Staates bzw. der 
Allgemeinheit Vorrang gegeben.

Es würde den Rahmen dieser Untersuchung sprengen, die im vorliegenden Auf-
satz analysierten Entscheidungen einzeln auf ihre Verfassungskonformität zu prüfen, 
zumal der geschilderte Sachverhalt dies nicht immer zulässt. Eine Gesamtbetrachtung 
drängt aber den Schluss auf, dass die Verstaatlichung privater Unternehmen zumeist 
außerhalb des verfassungsmäßigen Rahmens des russischen Rechts erfolgt.

Schlussbetrachtung

Die vorgestellte Rechtsprechung zeigt unmissverständlich, dass die Privatisierung 
der 90er Jahre keinesfalls zur Begründung von beständigen Positionen führte.72 Viel-
mehr ist es dem Regime gelungen, die Entstehung von einem vom Staat unabhän-
gigen Kapital zu verhindern.73 Der Erhalt von bedeutenden vermögensrechtlichen 
Positionen steht offensichtlich unter dem Vorbehalt der fortwährenden Regimetreue 
und Regimenähe. Angesichts der autoritären Regression des russischen Staates74 ist 
dies allerdings nicht weiter verwunderlich. Es ist auch nicht ungewöhnlich, dass das 
Recht als Instrument zur Legitimierung solcher Maßnahmen eingesetzt wird.75

Beachtlich ist allerdings, dass als Legitimationsgrundlagen nunmehr die Regelun-
gen des Zivilrechts herangezogen werden. Während das öffentliche Recht traditio-

VII.

71 Siehe z.B. Entscheidungen des Wirtschaftsgerichts des Fernöstlichen Bezirks vom 
17.9.2021, Az. F03-4710/21 in der Sache Nr. A51-8461/2018; des Wirtschaftsgerichts 
des Uraler Bezirks vom 3.5.2017, Az. F09-1895/17 in der Sache Nr. A60-63285/2015; des 
Wirtschaftsgerichts des Uraler Bezirks vom 16.2.2015, Az. F09-14417/13 in der Sache Nr. 
A60-16170/2013.

72 Die Schaffung einer stabilen Eigentumsposition durch die Privatisierung wurde unter ande-
rem auch deswegen kritisiert, weil dadurch die als nicht legitim empfundenen Ergebnisse der 
Vermögensumverteilung perpetuiert werden würden. (Malfliet, in: Simons (Hrsg.), Private 
und Civil Law, S. 306 ff. „Our point here is, that the radical change of paradigms in this 
field has created opportunities to legitimize the misappropriation of public wealth and 
natural resources”). Siehe ausführlich zur Kritik an der Privatisierung: Kurzynsky-Singer, 
Fn. 8, S. 202.

73 Dieser Prozess begann wohl mit der Zerschlagung von Yukos, die durch die beginnende 
Gleichschaltung der Zivilgesellschaft flankiert wurde; Luchterhandt, Russlands Rückkehr zur 
Autokratie. Teil 1, OstLetter-1-2021, S. 9.

74 Aus der juristischen Sicht erfolgte die endgültige Verfestigung der Autokratie wohl mit der 
Verfassungsänderung im Jahre 2020 (siehe dazu z.B. Luchterhandt, Russlands Rückkehr 
zur Autokratie, Teil 2, Ost/Letter-1-2021). In der politikwissenschaftlichen Literatur wurde 
Russland bereits vorher als „hegemonic or closed autocracy“ eingeordnet (siehe z.B. 
Levitsky/Way, The New Competitive Authoritarianism, Journal of Democracy, Volume 31, 
Number 1, January 2020, pp. 51-65 [56], die ihrer Untersuchung den Stand von 2019 
zugrunde legen).

75 Siehe z.B. Kurzynsky-Singer, Fn. 59, 202-209.
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nell als ein Machtinstrument des autoritären Staates fungierte, hat das Zivilrecht in 
den letzten Jahren seine Funktion als Instrument zur Lösung von Interessenkonflik-
ten76 im Wesentlichen erfüllt.77 Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion hat es 
sich erheblich an die westliche Zivilrechtsdogmatik angenähert und einen werteba-
sierten Regelungsrahmen für eine marktwirtschaftlich orientierte Wirtschaft hervorge-
bracht.78 Auch in den letzten Jahren hat das Zivilrecht in seinem Kernbereich79 diesen 
Entwicklungsvektor in einem großen Umfang beibehalten. Das Oberste Gericht hat 
seit dem Beginn des Ukraine-Kriegs diverse Plenumsbeschlüsse zu unterschiedlichen 
Bereichen des Zivilrechts erlassen, die eine weitere Entwicklung des Zivilrechts 
fördern. Das sind insbesondere Beschlüsse zum Pfand,80 zum Schwarzbau,81 zum 
immateriellen Schaden,82 zur Bürgschaft in der Insolvenz,83 zu prozessrechtlichen 
Sicherungsmaßnahmen.84 Auch die russische Zivilrechtswissenschaft setzt ihre Be-
mühungen fort, ein nach westlichen Maßstäben ausgerichtetes Zivilrecht weiterzuent-
wickeln, und scheint dabei die politische Agenda auszublenden.85

76 Zu den Funktionen des Rechts im gesellschaftlichen Bereich: Rüthers/Fischer/Birk, Rechts-
theorie, 10. Aufl., München 2018, Rn. 87 ff.

77 Zur unterschiedlichen Entwicklung des russischen Rechts im öffentlichen und im Zivilrecht 
siehe Kurzynsky-Singer, Russisches Recht zwischen Tradition und Annäherung an den 
Westen, in: Aliyev/Breig/Wedde (Hrsg.), Recht als Brücke zwischen Ost und West. Fest-
schrift für Prof. Dr. Alexander Trunk zum 65. Geburtstag, Berlin 2022, S. 275 – 282 m.w.N.

78 Siehe ausführlicher: Kurzynsky-Singer, Fn. 77, S. 279-282.
79 Außerhalb dieses Kernbereichs liegen z.B. die durch Sanktionen und Gegensanktionen 

initiierten Maßnahmen (siehe hierzu z.B. Fortsetzungsreihe: Himmelreich, Russische Föde-
ration: Antikrisenmaßnahmen und Gegensanktionen in Reaktion auf westliche Sanktionen 
nach dem russischen Angriff auf die Ukraine, WiRO 2022-2023) sowie die Behandlung von 
Parteien aus unfreundlichen Staaten durch russische Gerichte (siehe dazu z.B. Boës, Wie 
ausländerfeindlich ist die Rechtsprechung der russischen Arbitragegerichte? UKuR 2022, 
620, sowie einige Hinweise auf die jüngste Rechtsprechung in Kurzynsky-Singer, Rezension 
von Private International Law in Russia, herausgegeben von Anton Asoskov, Daria Levina 
und Milana Karayanidi, DRRZ, 2024, S. 195-198.

80 Plenumsbeschluss des Obersten Gerichts vom 27.6.2023 Nr. 23, siehe hierzu z.B.: Egorov, 
Raz‘‘jasnenija Verchovnogo Suda RF po zalogu (2023). Kommentarij, Civilistika, 2023, 
Heft 4, S. 21.

81 Plenumsbeschluss des Obersten Gerichts vom 12.12.2023 Nr. 4.
82 Plenumsbeschluss des Obersten Gerichts vom 15.11.2022 Nr. 33.
83 Plenumsbeschluss des Obersten Gerichts vom 29.6.2023 Nr. 26.
84 Plenumsbeschluss des Obersten Gerichts vom 1.6.2023 Nr. 15.
85 Zu erwähnen ist beispielsweise die Fortsetzung der Kommentarserie „Glossa“, die sich an der 

deutschen Kommentartechnik zu orientieren sucht. Im Jahr 2023 sind zwei weitere Bände 
erschienen, die sowohl in der Printversion als auch in der elektronischen Fassung vorliegen. 
Zum einen handelt es sich um die Kommentierung zum Mietvertrag (Kommentierung zu den 
Art. 606–625 und 650–655 ZGB RF, herausgegeben von Karapetov, Moskau 2023, 816 S.), 
zum anderen um die Kommentierung der allgemeinen Bestimmungen zu Kaufvertrag, 
Liefervertrag und Kauf der Immobilien (Kommentierung zu den Art. 454–491, 506–524, 549–
558 ZGB RF, herausgegeben von Karapetov, Moskau 2023, 1254 S.). 2025 ist die Kom-
mentierung zu den allgemeinen Bestimmungen über die Rechtsgeschäfte erschienen (Kom-
mentierung zu den Art. 153–165.1, 181.1–181.5 und 190–194, herausgegeben von Karape-
tov, Moskau 2025, 844 S.).
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Das Verfassungsgericht, das bei den Entscheidungen im politischen Bereich be-
dingungslos die autoritäre Staatsmacht stützt,86 scheint auf den ersten Blick im 
Zivilrecht seine bisherige Rechtsprechung87 fortzuführen. So zählt es nach wie vor 
die Freiheit der Wirtschaftstätigkeit, die Gleichheit der Teilnehmer zivilrechtlicher 
Beziehungen, die Unantastbarkeit des Eigentums sowie die Vertragsfreiheit zu den 
verfassungsmäßigen Grundlagen des russischen Zivilrechts.88

Die analysierten Fälle machen nunmehr deutlich, dass diese Grundlagen des 
Zivilrechts allmählich aufgeweicht werden. Wie oben dargestellt, rechtfertigen die 
Gerichte die Nichtanwendbarkeit der zivilrechtlichen Institute mit höherrangigen Ge-
rechtigkeitsüberlegungen. Eine solche Wertungsoffenheit macht das Zivilrecht für 
einen Missbrauch hinter der Fassade der formalen Legitimität anfälliger. 

Diese Wertungsoffenheit ist auch in der jüngsten Rechtsprechung des Verfas-
sungsgerichts, in der die Fortgeltung der wirtschaftlichen Freiheiten bestätigt wird, 
durchaus angelegt. Das VerfG nimmt nunmehr in den zitierten Vorschriften auch auf 
Art. 75.1 Verf. RF Bezug.89 Diese Norm wurde mit der Verfassungsreform von 2020 
aufgenommen und besagt unter anderem, dass „die Balance der Rechte und Pflichten 
der Bürger, die soziale Partnerschaft sowie die wirtschaftliche, politische und soziale 
Solidarität gewährleistet [wird]“.90 Meist wertet das Verfassungsgericht diese Vor-
schrift zwar nur als die Bestätigung seiner bisherigen Rechtsprechung zum Verbot des 
Rechtsmissbrauchs, das sich aus dem „verfassungsrechtlichen Prinzip der Gerechtig-
keit“ ergebe.91 Doch führt das Verfassungsgericht in einer Entscheidung auch aus, 
dass „die Verwirklichung privater Interessen einer Person in unüberwindbaren Wider-
spruch zu den Interessen des Gemeinwohls geraten und damit die Bestimmungen der 
Artikel 17 (Absatz 3) und 75.1 verletzen kann.“92 Diese Formulierung mag in der zi-
tierten Entscheidung selbst gerechtfertigt erscheinen,93 ist aber bedenklich, wenn man 
sie in einem größeren Kontext sieht. Diese Norm kam nämlich in der Rechtsprechung 
des VerfG RF an einer anderen Stelle als Grundlage für die Außerkraftsetzung von 
politischen Grundrechten zum Einsatz. In seinen Nichtannahmebeschlüssen zur Über-

86 Siehe z.B. die Entscheidung des VerfG RF zur Verfassungsreform vom 16.3.2020 Nr. 1-3, 
sowie Entscheidungen zur Annexion der ukrainischen Gebiete vom 2.10.2022 Nr. 36-P; 37-
P; 38-P; 39-P.

87 Siehe hierzu bereits oben, Abschnitt VI.
88 Siehe z.B. Entscheidung des VerfG RF vom 3.10.2023 Nr. 46-P mit einem ausdrücklichen 

Verweis auf die frühere Rechtsprechung, sowie Entscheidungen vom 2.6.2022 Nr. 23-P und 
vom 16.4.2024 Nr. 18-P.

89 Siehe z.B. Entscheidungen des VerfG RF vom 2.6.2022 Nr. 23-P und vom 16.4.2024 Nr. 18-P.
90 Übersetzung von Wieser (Hrsg.), Handbuch der russischen Verfassung. Ergänzungsband zur 

Novelle 2020, Wien 2022; Art. 75.1.
91 Zu der früheren Rechtsprechung siehe z.B. die Entscheidung des VerfG RF vom 13.2.2018 

Nr. 8-P, Punkt 5; zur aktuellen Interpretation des Art. 75.1 Verf RF siehe Entscheidung des 
VerfG RF vom 7.2.2023, Nr. 6-P.

92 Entscheidung des VerfG RF vom 28.2.2025 Nr. 3-P.
93 In der Sache ging es um Grundstücke in Naturschutzgebieten und deren Herausverlangen 

aus dem Privatbesitz, der infolge einer fehlerhaften Zuteilung (zum Teil noch nach dem 
sowjetischen Recht) begründet wurde.
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prüfung des Art. 20.3.3 OWiG RF94 leitet das Verfassungsgericht aus Art. 75.1 Verf 
RF nämlich „das konstitutionelle Prinzip des gegenseitigen Vertrauens zwischen dem 
Staat und der Gesellschaft“ ab. So erscheint es möglich, dass im Laufe weiterer Ent-
wicklung Art. 75.1 Verf RF eine Tür auch für die nachhaltige Veränderung wirtschaft-
licher Verfassungsgrundsätze zugunsten des Staates öffnen könnte.

Festzuhalten ist jedenfalls, dass das Zivilrecht in Russland nunmehr als ein politi-
sches Instrument eingesetzt wird, um Eigentums- und letztendlich Machtverhältnisse 
zu stabilisieren und zu legitimieren. Um dies zu gewährleisten, greift die Rechtspre-
chung in den konzeptionellen Kernbereich des russischen Zivilrechts, indem es die 
zivilrechtlichen Institute zugunsten der politischen Konjunktur anpasst. Wie nachhal-
tig diese Veränderungen sich auf die weitere Entwicklung des Zivilrechts auswirken, 
bleibt abzuwarten.

94 Die Vorschrift beinhaltet das Verbot der „Diskreditierung“ des russischen Militärs. Siehe 
mehrere Entscheidungen des VerfG vom 30.5.2023. Vorliegend zitiert nach der Entschei-
dung Nr. 1398-O zur Verfassungsbeschwerde von Jašin. Zu dieser Entscheidung siehe 
ausführlich Kurzynsky-Singer, Fn. 59, 202-209.
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